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Exklusiv-Interview

Exklusiv-Interview mit dem tschechischen
Botschafter, Boris Lazar

55,2 % der Bürger Tschechiens
haben sich am Referendum für
den EU-Beitritt Tschechiens betei-
ligt. Davon haben, laut Pressemel-
dungen, 77,3 % mit Ja gestimmt.
Warum hat die Bevölkerung Ihres
Landes ein eher zurückhaltendes
Votum für den EU-Beitritt abge-
geben?

Ich verstehe nicht, wie man eine
solche Vermutung äußern kann.
Am Referendum über den Eintritt
in die EU haben mehr
Tschechen teilgenom-
men, als es bei den
Bundesbürgern bei den
Wahlen ins Europäische
Parlament der Fall war.
Dieses Referendum war
ein unerwartet eindeu-
tiges Votum für Europa.

Welches waren – in der
Rückschau – die be-
deutsamsten Verände-
rungen in Ihrem Land
nach dem Sieg des
tschechischen Volkes
über den Totalitarismus
Ende der achziger Jah-
re? Und welche „Träume“ von
damals haben sich nicht erfüllt?

Aristoteles hat einmal gesagt, der
Mensch sehnt sich von Natur aus
nach der Erkenntnis. Der postmo-
derne Mensch sehnt sich nach
zwei Errungenschaften, die sich
aber widersprechen: Freiheit und
Sicherheit. Die bedeutsamste
Veränderung nach dem Fall des To-
talitarismus war die zurückgewon-
nene Freiheit. Einige bejammern
jetzt Verlust der Sicherheit, wobei
sie vor allem soziale Sicherheit
meinen.

In den letzten Jahren haben die
Investitionen durch ausländische
Firmen in Tschechien deutlich

zugenommen. Ein wirklich um-
fangreicher Kapital- und Warenver-
kehr hat sich entwickelt. Welche
Bedeutung spielen dabei Koope-
rationen von Firmen und Instituti-
onen im tschechisch-deutschen
Grenzgebiet, also praktische Ent-
wicklungsprojekte, wie z. B. der
Ausbau der Infrastrukturen mit
Sachsen und Bayern?

Die Tschechische Republik ist  mit
vollem Recht, was die Höhe der

realisierten ausländischen Direkt-
investitionen angeht, als eines der
erfolgreichsten Länder (nicht nur)
Mittel- und Osteuropas zu bezeich-
nen. Das tschechische Investiti-
onsanreizegesetz hat zu einem
starken Zufluss ausländischer In-
vestitionen in die einheimische
Wirtschaft beigetragen. Seit 1993
wurden diese Investitionen in ei-
ner Gesamtsumme von fast 37
Mrd. US $ verzeichnet, wobei die
Unternehmen aus der Bundesre-
publik Deutschland mit einem
Anteil von fast 31 % zu den größ-
ten Investoren gehören. Darüber
hinaus möchte ich an dieser Stel-
le noch betonen, dass Deutsch-
land seit mehr als zehn Jahren den
größten Handels- und Wirtschafts-

partner der Tschechischen Repu-
blik darstellt.

Im Laufe des letzten Jahrzehnts
entwickelte sich erfolgreich gera-
de die regionale, grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit, die vor
dem bevorstehenden Beitritt
Tschechiens zur Europäischen
Union selbstverständlich immer
mehr an Bedeutung gewinnt. Ge-
statten Sie mir, nur ein paar Bei-
spiele zu nennen, die die baye-

risch-tschechische  Ko-
operation betreffen.

Im Jahre 2002 fand
zum ersten Mal in Pas-
sau die „Drei-Länder-
Messe“ statt, bei der
sich kleine und mittlere
Unternehmen und Hand-
werker aus Südböhmen,
Niederbayern und Ober-
österreich gemeinsam
präsentierten. Jetzt wird
bereits der dritte Jahr-
gang dieser Messe vor-
bereitet. Die zuständi-
gen IHK´s Niederbay-
erns, Südböhmens und

Oberösterreichs schrieben ein
besonderes Projekt für Unterneh-
men dieser drei Regionen aus, das
unter dem Titel „Best-Business-
Award“ veröffentlicht wurde. Vor
einem Jahr wurde von diesen drei
Regionalkammern die „Grenzüber-
schreitende Technologieplattform“
ins Leben gerufen. Nach dem
Motto „Alleine gut – gemeinsam
besser“ müssen grenzüberschrei-
tende Synergien erarbeitet werden,
die die Wettbewerbsfähigkeit die-
ser Regionen im Vergleich zu an-
deren verbessern würden.

Ähnliche Projekte und Aktivitäten
könnte man auch im Falle der gut
funktionierenden sächsisch-tsche-
chischen Wirtschaftsbeziehungen
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erwähnen. Ich will in diesem Zu-
sammenhang hauptsächlich auf
die hervorragende Zusammenar-
beit der sächsischen und nord-
böhmischen IHK´s hinweisen, die
dabei als Informations- und Kon-
taktvermittler eine unverzichtba-
re Rolle spielen und zur Unterstüt-
zung der Unternehmen auf beiden
Seiten der Grenze einen bedeut-
samen Beitrag leisten.

Was den Ausbau der Verkehrsin-
frastruktur zwischen Tschechien
und den Bundes-
ländern Sachsen
und Bayern be-
trifft, ist zu beto-
nen, dass die
Tschechische Re-
publik der Fertig-
stellung der Auto-
bahnanbindungen
Prag-Dresden und
Prag-Nürnberg bis
2005 ein großes
Gewicht beilegt.

Trotz gut funktio-
nierender Markt-
wirtschaft gibt es
doch einen „wun-
den Punkt“ in der tschechischen
Volkswirtschaft – das Defizit im öf-
fentlichen Haushalt ist groß. Wel-
che Schritte unternimmt Tschechi-
en hier, um langfristig auch die
Stabilitätskriterien für den Beitritt
zur Euro-Zone zu erreichen ?

Es stimmt, dass die wachsende
Unausgeglichenheit des Staats-
haushaltes gegenwärtig ein erns-
tes Problem in der Tschechischen
Republik darstellt. Unsere Regie-
rung hat darum die Durchsetzung
der notwendigen strukturellen Re-
formen - hauptsächlich der Reform
der öffentlichen Finanzen – zu ih-
rer größten Prioritäten erklärt.
Ohne diese Reform würde sich
nämlich die Höhe des Defizits der
öffentlichen Haushalte im Jahre
2006 zwischen 6 % bis 7 % des
BIP bewegen. Die Reform hat sich
zum Ziel gesetzt, das Haushalts-
defizit bis zum Jahre 2006 auf
4 % und bis zum Jahre 2007 auf

3 % des BIP zu reduzieren. Die
von der tschechischen Regierung
im Mai d. J. verabschiedete Re-
form, die im Herbst im Parlament
verhandelt werden sollte, rechnet
damit, dass die Einsparungen auf
der Ausgabenseite des staatlichen
Haushalts den Defizitabbau von
zwei Dritteln beeinflussen, wäh-
rend ein Drittel des Defizitabbaus
die Steuerzahler zu tragen haben.
Das Reformpaket der Regierung
besteht aus insgesamt zwölf Ge-
setzentwürfen, die z. B. im Steu-

erbereich Änderungen der Ver-
brauch- und Mehrwertsteuer,
Körperschaft- und Einkommen-
steuer beinhalten. Ein wichtiger
Bestandteil des Regierungsrefor-
menkonzeptes bilden auch die
notwendigen  Änderungen und
Sparmaßnahmen im Renten- und
Sozialsystem.

Die Tschechische Republik will
künftig der Euro-Zone beitreten
und den Euro einführen. Was die
Einhaltung der Konvergenzkriteri-
en laut dem Maastrichter Abkom-
men anbelangt, erfüllt Tschechi-
en gegenwärtig die Kriterien der
Preisstabilität, der Konvergenz der
Zinssätze und der Gesamtver-
schuldung. Man erwartet auch
keine ernsthaften Probleme mit
der Erfüllung des Kriteriums der
Teilnahme am Wechselkursmecha-
nismus des Europäischen Wäh-
rungssystems. Komplizierter ist

aber die Situation – wie bereits
geschildert – im Falle des Defizits
öffentlicher Haushalte, weil das
tatsächliche Defizit im Verhältnis
zum BIP jetzt wesentlich über dem
Referenzwert von 3 % liegt.

Unsere Regierung ist davon über-
zeugt, dass die vorgeschlagene
Reform die Voraussetzungen zur
Erfüllung des Haushaltskriteriums
bis 2007 schafft. Nach der Erfül-
lung des Kriteriums der mindes-
tens zweijährigen Teilnahme am
Wechselkursmechanismus des
Europäischen Währungssystems
kann man den Beitritt der Tsche-
chischen Republik zur Euro-Zone
in den Jahren 2009–2010 für real
halten.

In allen EU-Aufnahmeländern
kommen auf die öffentlichen Ver-
waltungen neue Aufgaben zu, um
den Anforderungen nach der Auf-
nahme in die EU gerecht zu wer-
den. Also u. a. Anpassung an das
EU-Recht, zusätzliche Aspekte für
die Erfüllung demokratischer
Grundsätze, Effektivitätssteige-
rung der Verwaltung verbunden oft
mit deren Dezentralisierung. Wel-
che Vorbereitungen hat Ihr Land
getroffen, und welche Schwierig-
keiten erwarten Sie noch bei der
Verwaltungsreform?

Die Notwendigkeit einer Reform
der öffentlichen Verwaltung ergab
sich nicht erst mit dem Vorberei-
tungsprozess unseres Landes auf
den Beitritt zur EU. Sie wurde
unmittelbar nach der politischen
Wende im Jahre 1989 als erfor-
derlich betrachtet. Eines der Kern-
stücke dieser Reform war die Re-
form der Gebietsverwaltung (d. h.
die Schaffung 14 höherer Gebiets-
selbstverwaltungseinheiten – Be-
zirke), die eine effiziente Vertei-
lung der Kompetenzen auf den
einzelnen Ebenen der öffentlichen
Verwaltung, d.h. Dezentralisierung
und auch Dekonzentration, ermög-
lichte. Flankiert wurde dieser Pro-
zess von der Bildung entsprechen-
der administrativer Kapazitäten,
die die Durchsetzung des acquis

Prag, Hauptstadt der Tschechischen Republik
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Nachschlagewerk:

Die politischen Systeme Osteuropas
communautaire als Bedingung für
den EU-Beitritt ermöglichen.

Ein wichtiger Meilenstein war
auch das Gesetz über den öffent-
lichen Dienst, das nach schwieri-
gen politischen Diskussionen im
Mai 2002 durchgesetzt werden
konnte und das am 1. Januar
2005 in Kraft tritt. Dieses Gesetz
schafft einen spezifischen und
umfassenden Rechtsrahmen für
den Aufbau einer effektiven,
professionellen und politisch
unabhängigen öffentlichen Zen-
tralverwaltung. Im Juni 2002 wur-
de dann das Gesetz über die
Bediensteten der höheren Gebiets-
selbstverwaltungseinheiten ver-
abschiedet.

Bestandteil der Reform ist auch
der Aufbau von Informationssys-
temen der öffentlichen Verwaltung
und die Modernisierung der zen-
tralen Verwaltung (E-Government).
Die Hauptaufgabe für die nächs-
ten Jahre bleibt die vollständige
Umsetzung der Gesetze und Maß-
nahmen in die Verwaltungspraxis.

Die Erfahrungen Ihres Volkes bei
den blutigen Niederschlagung des
„Prager Frühling“ und, ganz im
Gegensatz dazu, bei der unbluti-
gen Revolution gegen die totalitä-
re Gewaltherrschaft 1989, hat zu
neuen Impulsen bei der Entwick-
lung der Zivilgesellschaft  in Eur-
opa geführt. Wie würden Sie das
Ergebnis der gegenwärtigen euro-
päischen Debatte zur Schaffung
einer Europäischen Verfassung,
ausgehend von den speziellen
tschechischen Erfahrungen, beur-
teilen?

Vielleicht beeinflussen einzigarti-
ge Erfahrungen den Charakter ei-
nes Volkes, zumindest einige His-
toriker glauben daran. Wie aber
beeinflusst der Prager Frühling
und Fall des Totalitarismus unse-
re Haltung zur Debatte über Euro-
päische Verfassung? Ehrlich, ich
weiss es nicht.

Das Interview führte Jürgen Klocke

Nach dem meist friedlichen Sturz
der totalitären Systeme in den
Ländern Mittel- und Osteuropas
gilt die Transformation dieser Län-
der mit der Einführung von Demo-
kratie und Marktwirtschaft viel-
fach als abgeschlossen. Ausnah-
me dürften vielmehr nur Staaten
wie Weißrussland mit dem Dikta-
tor Lukaschenko, Moldawien oder
einzelne Balkanstaaten sein.

 Gleichwohl ist in allen Staaten,
in Südosteuropa, auf dem Balkan,
aber auch in den acht EU-Bei-
trittskandidaten Mittel- und Ost-
europas noch soviel in Bewegung,
(z. B. die Frage der Reformen im
Verwaltungsrecht), dass Informa-
tion und gesicherte Fakten, gera-
de für den Neuaufbau von Wirt-
schafts- und Verwaltungsverbin-
dungen durch Unternehmen aus
Deutschland, unerlässlich sind.

Der Politikwissenschaftler Wolf-
gang Ismayr  hat unter Mitarbeit
von Markus Soldner und Ansgar
Bovet ein umfassendes, zu emp-
fehlendes Nachschlagewerk her-
ausgegeben. Für 21 Länder Mit-
tel- und Osteuropas, darunter die
Türkei und Zypern, wird fakten-
reich die Transformation und
Staatenbildung nach 1989 be-
schrieben. Abgehandelt werden:
Albanien, Bosnien-Herzegowina,
Bulgarien, Estland, Kroatien,
Jugoslawien, Lettland, Litauen,
Makedonien, Moldawien, Polen,
Rumänien, Russland, Slowakei,
Slowenien, Tschechien, Ukraine,
Ungarn, Weißrussland, Türkei so-
wie die beiden Systeme auf Zypern.

Dabei ist wichtig und für Nach-
schlagewerke dieser Art durchaus
nicht immer selbstverständlich,
dass die im Vorwort beschriebene
Systematik in den einzelnen Län-
derbeschreibungen durchgehalten
werden. Es handelt sich um die
Themen: Staatenbildung und Sys-

temtransformation, Verfassungs-
entwicklung und Verfassungsprin-
zipien, Staatspräsident, Parla-
ment, Regierung und Verwaltung,
Gesetzgebungsprozess , Parteien-
systeme und innerparteiliche Wil-
lensbildung, Interessenverbände
und Interessensvermittlung, Mas-
senmedien, Politische Kultur/po-
litische Partizipation, Rechtsys-

tem und Verfassungsgerichtsbar-
keit, Regional- und Kommunalpo-
litik, Internationale Beziehungen
und Europapolitik.

Durch die stringent eingehaltene
Länderkapitelgliederung können
einzelne Fragestellungen durch
den Leser schnell gefunden wer-
den, auch ein Ländervergleich ist
rascher möglich. Informationen
zur Bevölkerungs- und Sozialstruk-
tur sowie zum Stand der ökono-
mischen Entwicklung, ein Litera-
turverzeichnis sowie wichtige
Internetadressen sollen dem Leser
die Informationssuche insbeson-
dere zu Wahlen, Regierungsbil-
dungen und Verfassungsänderun-
gen zusätzlich erleichtern.

           (jk)


